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Sehr geehrte Damen und Herren, 

unsere Hogan Lovells Automotive News infor-

mieren Sie in regelmäßigen Abständen über 

neueste Entwicklungen in der Automobilbran-

che. Unser praxisgruppen- und standortüber-

greifendes Automotive Team in Deutschland 

greift wichtige Branchenthemen auf und fasst 

diese zu Ihrer Information kurz und bündig zu-

sammen. 

Wir wünschen Ihnen eine informative Lektüre. 

Ihr Hogan Lovells Automotive Team 

 

 

Fragen und Anregungen 

Bei Fragen und Anregungen zu diesen Automo-

tive News sowie bei allgemeinen Fragen zur 

Automotive Industriegruppe von Hogan Lovells 

wenden Sie sich bitte per E-Mail an:  

automotive@hoganlovells.com. 

Vielen Dank! 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Hogan Lovells Automotive News per E-Mail 

Die Hogan Lovells Automotive News werden in 
regelmäßigen Abständen per E-Mail versendet. 

Wenn Sie unseren Newsletter erhalten möchten 
und noch nicht auf unserer Mailingliste sind, 
wenden Sie sich bitte an: 
automotive@hoganlovells.com 

Gerne nehmen wir auch Ihre Kollegen in unsere 
Mailingliste auf. 
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In einer aktuellen Entscheidung (25. Mai 2016, 

Az.: 2 U 514/15) hat das Thüringische Oberlan-

desgericht die Verwendung der Marken eines 

Automobilherstellers durch ein nicht mit ihm 

verbundenes Autohaus differenziert beurteilt. 

 

1. DER FALL 

Die Wettbewerbszentrale hatte ein Thüringer 

Autohaus verklagt, das ohne Vertragshändler 

oder Vertragswerkstatt zu sein, das Markenlogo 

des Automobilherstellers "H" am Betriebsge-

bäude angebracht und auf Werbeaufstellern und 

seinem Geschäftspapier das Logo und die ent-

sprechende Wortmarke verwendet hatte. Au-

ßerdem hatte das Autohaus damit geworben, 

eine "H Spezialwerkstatt" zu sein.  

In der Verwendung des Markenlogos auf einem 

der Aufsteller und dem Geschäftspapier, vor 

allem aber am Betriebsgebäude, sah das Ober-

landesgericht einen Verstoß gegen das Gesetz 

gegen den unlauteren Wettbewerb und verur-

teilte das Autohaus zur Unterlassung. Denn die 

Verwendung des Markenlogos am Betriebsge-

bäude sei irreführend. Die angesprochenen Ver-

kehrskreise, nämlich alle Verbraucher, die sich 

für Dienstleistungen rund um den Verkauf oder 

die Reparatur von Kraftfahrzeugen interessie-

ren, würden aufgrund der Verwendung des voll-

ständigen Markenlogos fälschlich von einer be-

sonderen vertraglichen Verbindung zwischen 

dem Autohaus und dem Hersteller ausgehen. 

Das Gericht stellte dabei maßgeblich darauf ab, 

dass die Marke in ihrer charakteristischen Ge-

staltung benutzt wurde. Abweichungen seien 

dabei unerheblich wenn sie wie hier – konkret 

waren die Farben der Marke und ihres Hinter-

grunds vertauscht worden – für den Durch-

schnittsverbraucher keinen Unterschied ma-

chen. Die Eignung zur Irreführung ergebe sich 

zudem aus der Verwendung am Betriebsgebäu-

de neben einer zweiten Marke, für die das Auto-

haus tatsächlich Vertragshändler sei. Der 

Durchschnittsverbraucher würde daher davon  

 

 

 

 

 

 

 

ausgehen, dass das Autohaus auch Vertrags-

händler für die zweite blickfangmäßig ausge-

stellte Marke "H" sei. Dass die Vertragshänd-

lermarke noch an anderer Stelle des Gebäudes 

verwendet werde, ändere daran nichts. Maßgeb-

lich sei die gleichwertige Verwendung der Mar-

ken auf der werblich im Vordergrund stehenden 

Straßenseite. Auch die Nennung des Inhabers 

des Autohauses an der Vorderseite des Gebäu-

des und einem der Aufsteller könne die Irrefüh-

rung nicht ausschließen. Herstellermarken sei-

en "zurückhaltend" zu nennen, weshalb im vor-

liegenden Fall zumindest die hervorgehobene 

Darstellung des Bildelements und des Original-

schriftzugs zu unterlassen sei.  

Die Verwendung der Bezeichnung "H Spezial-

werkstatt" sei dagegen nicht irreführend und 

daher zulässig. Der Durchschnittsverbraucher 

würde daraus nicht auf einer Einbindung in die 

Vertriebsorganisation des Automobilherstellers 

schließen, sondern lediglich erwarten, dass Spe-

zialkenntnisse bei der Reparatur bestimmter 

Fahrzeugtypen vorhanden sind. Diese aber sei-

en hier gegeben. Der außerhalb der Vertriebsor-

ganisation des Herstellers stehende Autohänd-

ler müsse in der Lage sein, seine Leistungsfä-

higkeit für bestimmte Produkte in der Werbung 

herauszustellen. Zudem dominiere auf dem ent-

sprechenden Werbeaufsteller der Name des 

Inhabers des Autohauses und seien im Rahmen 

einer weiteren Überschrift "Service aller Mar-

ken" weitere drei Automobilmarken aufgeführt. 

Insgesamt befand das Gericht, dass die Be-

zeichnung "Spezialwerkstatt" hier mit der irre-

führenden Bezeichnung als "Vertragshändler" 

nicht zu vergleichen sei.  

 

Verwendung von Automarken durch freie Autohäuser 
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2. FAZIT 

In dem die Automobilbranche immer wieder 

beschäftigenden Spannungsfeld der Verwen-

dung von Automarken durch freie Händler und 

Werkstätten gibt das Thüringische Oberlandes-

gericht mit seiner Entscheidung weitere Orien-

tierung: Eine vertragliche Verbindung zu dem 

Kraftfahrzeughersteller darf dem Verbraucher 

durch die Verwendung der Marke nicht fälsch-

lich suggeriert werden, für Spezialkenntnisse 

aber unter Umständen mit der Marke geworben 

werden.  

 

Die Autorin: 

 

Dr. Friederike Schubert, LL.M.  
(Edinburgh) 
Senior Associate 
IPMT, Hamburg 
T  +49 (40) 41993 238 
friederike.schubert@hoganlovells.com 
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Fast 12 Jahre sind nach dem Inkrafttreten der 

ersten Fassung der sogenannten Pkw-

Energieverbrauchskennzeichnungsverord-

nung, kurz Pkw-EnVkV vergangen. Die Ver-

ordnung regelt seither insbesondere, in wel-

chem Umfang Angaben zum Kraftstoffver-

brauch und zum CO2-Ausstoß in der Automo-

bilwerbung verpflichtend dargestellt werden 

müssen.  

Obwohl über ein Jahrzehnt in Kraft, wirft die 

rechtstechnisch wenig gelungene Umsetzung 

der Richtlinie 1999/94/EG eine Vielzahl unge-

klärter Rechtsfragen auf und stellt Automobil-

hersteller sowie Händler vor erhebliche prak-

tische Schwierigkeiten. Daran vermochte auch 

die Novellierung der Verordnung im Jahre 

2011 nichts zu ändern. Im Folgenden beleuch-

ten wir daher die zentralen Anforderungen und 

Regelungen, die mit der Pkw-EnVkV für die 

Fahrzeugwerbung zu beachten sind.   

1. WANN IST DIE PKW – ENVKV AUF      

     GEPLANTE WERBEMAßNAHMEN    

     ANWENDBAR? 

Hersteller und Händler, die Fahrzeuge ausstel-

len, zum Kauf oder Leasing anbieten oder für 

diese werben, sind nach der Pkw-EnVKV unter 

bestimmten Voraussetzungen verpflichtet, An-

gaben zu Kraftstoffverbrauch, CO2-Emissionen 

und seit der Gesetzesnovelle auch zum Strom-

verbrauch der von ihnen betriebenen Fahrzeuge 

zu machen. In Abhängigkeit des gewählten 

Werbemediums bestehen darüber hinaus weite-

re Kennzeichnungs- und Informationspflichten.  

Die Vorgaben der Pkw-EnVkV gelten dabei bei 

Weitem nicht für jede automobilbezogene Wer-

bung. Vielmehr nennt die Verordnung zwei ganz 

wesentliche Einschränkungen, bei denen in der 

Werbung auf die Darstellung von Verbrauchs- 

und Emissionsangaben verzichtet werden kann: 

Zum einen gilt die Pkw-EnVkV nur für die Be-

werbung neuer Personenkraftwagen. Zum 

 

anderen findet sie keine Anwendung auf Wer-

bung im Hörfunk sowie in sogenannten audio-

visuellen Mediendiensten.  

1.1 Keine Pflichtangaben in der Ge-

brauchtwagenwerbung 

Die Kennzeichnungsvorschriften der Pkw-

EnVKV finden ausschließlich auf die Bewerbung 

„neuer Personenkraftwagen“ Anwendung. Die 

Unterscheidung des Wortpaares Neuwagen / 

Gebrauchtwagen orientiert sich dabei allein an 

den Maßstäben der Pkw-EnVkV. Diese Er-

kenntnis ist von zentraler Bedeutung, denn die 

Definition des neuen Personenkraftwagens im 

Sinne der Pkw-EnVkV ist eine gänzlich andere, 

als diejenige, die den meisten etwa aus dem 

Kauf- und Gewährleistungsrecht her bekannt  

ist1.  

Maßgeblich für die Einordnung in die Kategorie 

„neuer Personenkraftwagen“ ist mit der Pkw-

EnVkV allein, dass das betreffende Fahrzeug 

noch nicht zu einem anderen Zweck als dem des 

Weiterverkaufs oder der Auslieferung verkauft 

wurde. Unbeachtlich ist also beispielsweise die 

Laufleistung, die ein Fahrzeug zum Zeitpunkt 

seines Weiterverkaufs aufweist. Bei Fahrzeugen 

bis zu einer Laufleistung von 1000 Kilometern 

unterstellt der BGH sogar, dass diese bislang 

nur zum Zweck des Weiterverkaufs in den Ver-

kehr gebracht wurden und daher weiter als – 

kennzeichnungspflichtige – neue Personen-

kraftwagen im Sinne der Pkw-EnVkV gelten2. 

Im Ergebnis kann daher auch ein Fahrzeug, das 

seit vielen Monaten beim Händler auf dem Hof 

steht oder aufgrund mehrfacherer Überführun-

gen eine vierstellige Laufleistung aufweist, die 

Eigenschaft eines neuen Personenkraftwagens 

nach der Pkw-EnVkV aufweisen.   

 

 

 

                                                                                                                            
1  BGH GRUR 2012, 842 , Rn. 20 – Neue Personenkraft-

wagen; OLG Hamm, Urt. v. 3.7.2014, Az. I4U3614 I-4 U 
36/14 Tz. 112; LG Freiburg NJOZ 2014, 1135 (1137) – 
Flüchtiges Lesen. 

2  BGH GRUR 2012, 842 – Neue Personenkraftwagen. 

Tücken der Automobilwerbung 

TEIL 1: DIE PKW – ENVKV  
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1.2 Hörfunkdienste und audiovisuelle 

Mediendienste 

Neben der produktspezifischen Ausnahme für 

die Gebrauchtwagenwerbung hält die Pkw-

EnVkV auch eine medienspezifische Ausnahme 

bereit, nämlich für Hörfunkdienste und soge-

nannte audiovisuelle Mediendienste.  

Unter „audiovisuellen Mediendiensten“ sind 

Dienstleistungen zu verstehen, für die ein Me-

diendiensteanbieter die redaktionelle Verant-

wortung trägt und deren Hauptzweck die Be-

reitstellung von Sendungen zur Information, 

Unterhaltung oder Bildung der allgemeinen 

Öffentlichkeit über elektronische Kommunika-

tionsnetze ist. Wohl unstreitig fallen unter den 

Begriff vor allem auch Werbeeinspieler im 

Fernsehen. Probleme stellen sich indes dann, 

wenn TV-Werbung – etwa über die eigene 

Website oder herstellerbetriebene Youtube-

Channel – im Internet zweitverwertet werden 

sollen. Diese Internetnutzung lässt sich mit den 

gesetzlichen Vorgaben regelmäßig nicht mehr 

sicher als Betreiben eines audiovisuellen Me-

diendienstes einordnen; mit der Folge, dass hier 

dann die Pflichtangaben der Pkw-EnVkV zu 

Kraftstoffverbrauch und Emissionen darzustel-

len sind.  

2. ANGABEN ÜBER KRAFTSTOFFVER-

BRAUCH UND CO2-EMISSIONEN IN 

DER WERBUNG 

Ist der Anwendungsbereich der Pkw-EnVkV 

grundsätzlich eröffnet, richten sich die Anforde-

rungen an die Kennzeichnungs- und Informati-

onspflichten des Anbieters grundsätzlich nach 

dem jeweiligen Werbemedium, in dem ein 

Fahrzeugangebot beworben werden soll. Unter-

scheiden müssen wir hier insbesondere zwi-

schen Werbeauftritten im klassischen Printbe-

reich und Werbematerial, das in elektronischer 

Form – vor allem über das Internet – verbreitet 

wird.   

 

 

2.1 Inhaltliche Anforderungen an Wer-

bung im Printbereich 

Nach § 5 Abs. 1 Pkw-EnVKV haben Hersteller 

und Händler, die in den Printmedien werben 

wollen, sicherzustellen, dass in den Werbe-

schriften Angaben über den offiziellen Kraft-

stoffverbrauch und die offiziellen spezifischen 

CO2-Emissionen der beworbenen Fahrzeuge 

dargestellt werden. Wie dies zu geschehen hat, 

ist versteckt in Anlage 4 zur Pkw-EnVkV (dort 

Abschnitt I) geregelt. Danach gilt hier im Ein-

zelnen das Folgende: 

(a) Darstellung von Pflichtangaben nur 

für die Bewerbung von Fahrzeugmodel-

len 

Festzuhalten ist zunächst, dass die Verpflich-

tung zur Darstellung von Verbrauchs- und 

Emissionswerten im Printbereich stets an die 

Bewerbung eines bestimmten Fahrzeugmodells 

knüpft. Wird lediglich die Herstellermarke – die 

Verordnung spricht etwas kryptisch von „Fab-

rikmarke“ – beworben, so müssen die vorge-

nannten Pflichtangaben nicht dargestellt wer-

den.  

Nicht unproblematisch zu beantworten war da-

bei lange Zeit die Frage nach der Trennlinie 

zwischen reiner Herstellermarkenwerbung und 

der Modellwerbung. Hierzu hat mittlerweile 

aber der BGH klärend entschieden, dass eine – 

kennzeichnungspflichtige – Werbung nur anzu-

nehmen ist, wenn nicht eine komplette Modell-

reihe beworben wird, sondern eben ein einzel-

nes Modell in einer speziellen Variante oder 

Version. So nahm das Gericht im konkreten Fall 

keine Kennzeichnungspflichten an für die Be-

werbung einer Modellreihe als „der neue SLK“ 3. 

 

 

 

 

 

                                                                                                                            
3  BGH GRUR 2015, 393 – Der neue SLK.  
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(b) Konkret darzustellende Pflichtanga-

ben in der Printwerbung 

Ist eine Verkaufsförderungsmaßnahme als Mo-

dellwerbung im dargestellten Sinn einzuordnen, 

müssen im Printbereich Angaben über den offi-

ziellen Kraftstoffverbrauch und die offiziellen 

spezifischen CO2-Emissionen wiedergegeben 

werden. Kraftstoffangaben sind dabei in dreifa-

cher Weise darzustellen. Anzugeben ist der Ver-

brauch, der für das beworbene Modell bei einem 

Testzyklus innerorts, außerorts sowie in einem 

kombinierten Test ermittelt wurden. Bei der 

Darstellung der relevanten CO2-Emissionen ist 

es nach der Pkw-EnVkV hingegen ausreichend, 

wenn lediglich die offiziellen Abgaswerte aus 

dem kombinierten Testzyklus genannt werden. 

Wird in einem Werbeauftritt für mehrere Mo-

delle geworben, so sieht die Pkw-EnVkV eine 

gewisse Erleichterung vor. In diesem Fall müs-

sen die vorgenannten Werte nicht zwingend für 

jedes der beworbenen Modelle aufgeführt wer-

den; vielmehr kann hier auch die Spannbreite 

für Verbrauchs- und Emissionswerte der im 

Einzelnen dargestellten Fahrzeuge angegeben 

werden. Wichtig ist bei einer solchen Spann-

breitendarstellung einzig, dass jeweils der un-

günstigste Wert – also der höchste Verbrauchs- 

bzw. Emissionswert – zuerst dargestellt wird.  

Weitergehende Kennzeichnungsvorschriften 

gelten im Übrigen, wo Fahrzeuge in Katalogen 

oder anderen Printwerken unmittelbar zum 

Kauf oder zum Leasing angeboten werden, ohne 

dass der Käufer die Modelle ausgestellt sieht. In 

diesem Fall ist im Verkaufskatalog oder Ähnli-

chem zusätzlich die CO2-Effizienzklasse der 

angebotenen Fahrzeuge anzugeben. Diese ist 

dann auch tatsächlich für jedes Modell separat 

anzugeben und kann nicht etwa als Spannbreite 

für sämtliche Modelle dargestellt werden. 

 

 

  

2.2 Inhaltliche Anforderungen an Wer-

bung im Internet  

Obwohl viele Parallelen zu den Vorgaben beste-

hen, die durch die Pkw-EnVkV im Printbereich 

aufgestellt werden, gilt es bei der Werbung in 

den digitalen Medien einige Besonderheiten zu 

beachten. Daher ist die Werbung insbesondere 

im Internet auch in der Pkw-EnVkV in einem 

separaten Teil (Anlage 4, Abschnitt II) geregelt 

worden. Hier sind im Einzelnen die folgenden 

Anforderungen zu beachten:  

(a) Darstellung von Pflichtangaben nur 

für die Bewerbung einer bestimmten Mo-

torisierung 

Bei elektronischem Werbematerial knüpft die 

Pflicht zur Darstellung von Verbrauchs- und 

Emissionswerbung mit dem Gesetzwortlaut 

nicht pauschal daran, dass ein bestimmtes 

Fahrzeugmodell beworben wird. Vielmehr sind 

die Pflichtangaben auch bei der Modellwerbung 

erst dort darzustellen, wo ein Fahrzeug mit ei-

ner konkreten Motorisierung beworben wird. 

Von der Bewerbung einer bestimmten Motori-

sierung ist dabei mit dem Gesetz insbesondere 

dann auszugehen, wenn Angaben zur Motorleis-

tung, zum Hubraum oder zur Beschleunigung 

eines Fahrzeugs gemacht werden.  

(b) Konkret darzustellende Pflichtanga-

ben elektronischen Werbemitteln 

Bei Werbung im Internet gibt sich der Gesetz-

geber mit einer verkürzten Darstellung der 

Pflichtangaben zufrieden. Es müssen nur die 

Verbrauchs- und Emissionswerte im kombinier-

ten Testzyklus angegeben werden. Mithin kann 

darauf verzichtet werden, auch den Kraftstoff-

verbrauch für die Testzyklen innerorts und au-

ßerorts darzustellen.    
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Anders als im Printbereich sieht der Gesetzge-

ber bei elektronischem Werbematerial keine 

Erleichterung für die Darstellung der Pflichtan-

gaben vor, wenn gleichzeitig für mehrere Mo-

delle – und deren Motorisierung – geworben 

wird. Die Angabe einer Bandbreite für sämtliche 

beworbenen Fahrzeuge ist hier nicht möglich. 

Bei der Werbung im Internet bleibt es daher 

stets erforderlich für jedes dargestellte Fahrzeug 

separate Verbrauchs- und Emissionswerte an-

zugeben.  

 

Die Pkw-EnVkV sieht für elektronisch verbreite-

tes Werbematerial eine wesentliche Anforde-

rung vor, für die es im Printbereich kein Pen-

dant gibt. So muss jede Internetwerbung den 

folgenden Hinweissatz obligatorisch enthalten: 

„Weitere Informationen zum offiziellen Kraft-

stoffverbrauch und den offiziellen spezifischen 

CO2-Emissionen neuer Personenkraftwagen 

können dem ‚Leitfaden über den Kraftstoffver-

brauch, die CO2-Emissionen und den Strom-

verbrauch neuer Personenkraftwagen’ entnom-

men werden, der an allen Verkaufsstellen und 

bei [… Verweis auf die benannte deutsche Stelle 

oder direkte Verknüpfung zu der Organisation, 

die mit der Verbreitung der Informationen in 

elektronischer Form beauftragt ist …] unentgelt-

lich erhältlich ist.” 

3. FAZIT 

Dank der Pkw-EnVkV zählt der Automobilsek-

tor werbetechnisch heute zu einem der am 

stärksten regulierten Wirtschaftsbereiche. Die 

Anwendung der Verordnung bleibt dabei auch 

mehr als eine Dekade nach ihrer Einführung 

nicht selten tückisch. Dies liegt zu einem guten 

Teil daran, dass Wortlaut und Systematik der 

Pkw-EnVkV an einigen Stellen doch als schlicht 

misslungen angesehen werden müssen. So 

knüpft etwa die Verpflichtung zur Darstellung 

von Pflichtangaben grundsätzlich an die Bewer-

bung eines bestimmten Modells (Printbereich), 

bzw. einer bestimmten Motorisierung (elektro-

nische Medien). Diese gesetzliche Logik wird 

aber nicht immer stringent durchgehalten. Bei-

spielsweise müsste der oben beschriebene Hin-

weissatz ("Weitere Informationen zum offiziel-

len Kraftstoffverbrauch…") nach dem eigentli-

chen Gesetzwortlaut auch bei einer bloßen Her-

stellermarkenwerbung Anwendung finden – 

was aber dem klaren Gesetzgebungswillen wi-

dersprechen würde, derartige "Imagewerbung" 

von der Angabenpflicht freizustellen.  

Zur unglücklichen Gesetzesformulierung tritt 

hinzu, dass sich in den vergangenen Jahren ei-

nige gemeinnützige Verbände die Durchsetzung 

der Pkw-EnVkV besonders auf die Fahnen ge-

schrieben zu haben scheinen. So trat beispiels-

weise der Deutsche Umwelthilfe e.V. bereits in 

einer ganzen Reihe von Fällen an verschiedene 

Hersteller und Händler heran, um Abmahnun-

gen wegen Verletzungen der Verordnung auszu-

sprechen und notfalls auch im Klageweg durch-

zusetzen. Um sich hier möglichst nicht angreif-

bar zu machen, sollte optimalerweise bereits bei 

der Konzeption von Werbemaßnahmen stets 

zwingend überprüft werden, ob hier relevante 

Vorgaben der Pkw-EnVkV betroffen sind, die es 

in der Werbegestaltung umzusetzen gilt. 

 

Die Autoren:  

 

Dr. Nils Rauer, MJI 
Partner 
IPMT, Frankfurt am Main 
T  +49 (69) 96236 371 
nils.rauer@hoganlovells.com 
 

 

 

Dr. Fabian Pfuhl, LL.M. (Auckland) 
Senior Associate 
IPMT, Frankfurt am Main 
T  +49 (69) 96236 363 
fabian.pfuhl@hoganlovells.com 
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Über eine Viertelmillion Leiharbeitnehmer wa-

ren nach den Angaben der Bundesagentur für 

Arbeit im Jahr 2015 in der Metall- und Elektro-

industrie beschäftigt, viele davon im Automo-

bil- und Automobilzuliefererbereich. Hinzu 

kommt die große Zahl derjenigen, die im Rah-

men von Werk- oder Dienstverträgen in dieser 

Branche tätig sind, sei es als "Kollegen am 

Band" oder als hochspezialisierte IT- oder De-

sign-Fachleute. 

Der Bundestag hat am 21. Oktober 2016 den 

"Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Ar-

beitnehmerüberlassungsgesetzes und anderer 

Gesetze" beschlossen. Mit Inkrafttreten des Ge-

setzes zum 1. April 2017 werden sich die gesetz-

lichen Rahmenbedingungen für den Einsatz 

von Fremdpersonal gravierend ändern. "Auf-

traggebern" von Scheinwerk- oder Scheindi-

enstunternehmern sowie Entleihern, die gegen 

die neuen, verschärften Regelungen verstoßen, 

drohen empfindliche Sanktionen, u.a. in Form 

von Bußgeldern und eines erheblich gesteiger-

ten Risikos, sich ungewollt in einem Arbeits-

verhältnis mit den eingesetzten Mitarbeitern 

wiederzufinden. Teilweise werden Unterneh-

men ihre derzeitige Personalplanung und -

beschaffung grundlegend überdenken müssen. 

Grund genug, sich mit den Neuregelungen und 

den verbleibenden Gestaltungsspielräumen im 

Detail auseinanderzusetzen. 

1. EINLEITUNG 

Die Arbeitnehmerüberlassung (auch Leih- oder 

Zeitarbeit genannt) zeichnet sich durch ein 

Dreiecksverhältnis aus, bei dem der Arbeitgeber 

(Verleiher) dem entleihenden Unternehmen 

(Entleiher) Arbeitskräfte (Leiharbeitnehmer) 

zur Verfügung stellt. Diese setzt der Entleiher 

nach seinen Bedürfnissen und seinen Weisun-

gen entsprechend in seinem Betrieb ein, ohne 

eine arbeitsvertragliche Bindung zum Leihar-

beiternehmer einzugehen. Entfällt der Beschäf-

tigungsbedarf im Entleiherbetrieb, kann der 

Entleiher den Einsatz in aller Regel kurzfristig 

beenden. Das Risiko, im Anschluss eine andere 

Einsatzmöglichkeit für den Leiharbeitnehmer 

zu finden, trägt der Verleiher.   

Die gesetzlichen Rahmenbedingungen für die 

Arbeitnehmerüberlassung sind seit 1972 im Ar-

beitnehmerüberlassungsgesetz (AÜG) geregelt. 

Während das Gesetz in den 1990er Jahren und 

im Zuge der Hartz-Reformen zunehmend libe-

ralisiert wurde, will der Gesetzgeber mit den 

nunmehr geplanten Änderungen die Arbeit-

nehmerüberlassung auf ihre "Kernfunktion" als 

Instrument zur zeitlich begrenzten Deckung 

eines Arbeitskräftebedarfs zurückführen und 

den Missbrauch von Werkvertragsgestaltungen 

verhindern.  

2. ÜBERBLICK ÜBER DIE NEUREGE-

LUNGEN 

Die Neuregelungen betreffen sowohl die Arbeit-

nehmerüberlassung als solche als auch den Ein-

satz von Fremdpersonal auf der Basis von 

Werk- oder Dienstverträgen. Darüber hinaus 

sind Leiharbeitnehmer zukünftig bei Schwel-

lenwerten in der Betriebsverfassung und der 

Unternehmensmitbestimmung zu berücksichti-

gen und dürfen nicht länger als "Streikbrecher" 

eingesetzt werden. Schließlich schreibt das Ge-

setz fest, wie der Betriebsrat des Entleiherbe-

triebs bezüglich des Fremdpersonaleinsatzes zu 

beteiligen ist.  

Im Einzelnen: 

2.1 Änderungen im Bereich der Arbeit-

nehmerüberlassung 

a) Einführung einer gesetzlichen Höchst-

überlassungsdauer 

Schon nach der gegenwärtigen Rechtslage darf 

die Arbeitnehmerüberlassung nur "vorüberge-

hend" erfolgen. Allerdings gab es bisher keine 

feste, durch die Rechtsprechung festgelegte 

Grenze, ab wann die Überlassung eines Leihar-

beitnehmers als nicht mehr vorübergehend an-

gesehen wurde. Für tarifgebundene Entleiher 

der Metall- und Elektroindustrie sieht der Tarif-

vertrag Leih-/Zeitarbeit (TV LeiZ) zwar schon 

Reform des Fremdpersonaleinsatzes 

Handlungsempfehlungen für Unternehmen der Automotive-Branche mit Blick auf 
die zum 1. April 2017 bevorstehenden Gesetzesänderungen 
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heute vor, dass ein Leiharbeitnehmer nach 18 

Monaten ununterbrochenem Einsatz im Entlei-

herbetrieb einen Anspruch auf Prüfung und 

nach 24 Monaten auf Abgabe eines Angebots 

auf Übernahme in ein unbefristetes Arbeitsver-

hältnis beim Entleiher hat. Eine über 24 Monate 

hinausgehende Beschäftigung führt aber auch 

unter dem TV LeiZ nicht automatisch zu einem 

Arbeitsverhältnis zwischen Entleiher und Leih-

arbeitnehmer. 

Ab dem 1. April 2017 gilt eine gesetzliche Über-

lassungshöchstdauer von 18 Monaten. Diese 

Frist knüpft an die Person des Leiharbeitneh-

mers an (personenbezogene Betrachtung) und 

nicht etwa an den von dem einzelnen Leihar-

beitnehmer besetzten Arbeitsplatz (arbeits-

platzbezogene Betrachtung). Dies führt dazu, 

dass derselbe Arbeitsplatz auch in Zukunft län-

ger als 18 Monate mit Leiharbeitnehmern be-

setzt werden kann. Allerdings muss die Person 

des Leiharbeitnehmers nach 18 Monaten aus-

gewechselt werden. Auch kann derselbe Leihar-

beitnehmer nach einem 18-monatigen Einsatz 

im Entleiherunternehmen A ohne Unterbre-

chung im Anschluss bei einem konzernangehö-

rigen Entleiherunternehmen B tätig werden. 

Ungeklärt ist, wie der Einsatz von Leiharbeit-

nehmern in einem Gemeinschaftsbetrieb meh-

rerer Unternehmen zu bewerten ist. Vorsorglich 

sollten am Gemeinschaftsbetrieb beteiligte Un-

ternehmen A und B davon absehen, den Leihar-

beitnehmer im Gemeinschaftsbetrieb zunächst 

18 Monate von Unternehmen A und unmittel-

bar im Anschluss von Unternehmen B einzuset-

zen. 

Bei der Berechnung der Überlassungshöchst-

dauer werden Unterbrechungen der Überlas-

sung an denselben Entleiher von weniger als 

drei Monaten nicht berücksichtigt. Erst nach 

einer Unterbrechung von drei und mehr Mona-

ten beginnt die Frist also neu zu laufen. Ent-

scheidend ist hierfür allein der Einsatz beim 

Entleiher. Daher ändert weder eine Versetzung 

auf einen anderen Arbeitsplatz im Entleiherbe-

trieb noch eine Versetzung in einen anderen 

Betrieb desselben Entleihers etwas. Auch der 

Wechsel des Verleihers führt bei fortgesetztem 

Einsatz desselben Leiharbeitnehmers nicht da-

zu, dass die Frist neu zu laufen beginnt. 

Der Gesetzentwurf sieht vor, dass die Überlas-

sungshöchstdauer durch Tarifverträge der Ein-

satzbranche für tarifgebundene Entleiher ver-

kürzt oder ausgedehnt werden kann. Im Gel-

tungsbereich eines solchen Tarifvertrags kann 

die abweichende tarifvertragliche Regelung in 

Betrieben nicht tarifgebundener Entleiher 

durch Betriebsvereinbarung inhaltsgleich über-

nommen werden. Ferner kann ein solcher Tarif-

vertrag eine Öffnungsklausel für abweichende 

Regelungen durch Betriebsvereinbarung des 

tarifgebundenen Entleihers enthalten. Auch 

nicht tarifgebundene Entleiher können von ei-

ner solchen Öffnungsklausel Gebrauch machen, 

wobei für diese eine Obergrenze von 24 Mona-

ten gilt. Diese Begrenzung findet aber keine 

Anwendung, wenn der Tarifvertrag selbst eine 

abweichende Überlassungshöchstdauer für eine 

Betriebsvereinbarung aufgrund der Öffnungs-

klausel festlegt. Fällt der Betrieb des Entleihers 

unter den Geltungsbereich mehrerer Tarifver-

träge, ist auf den repräsentativsten abzustellen. 

Bei der Feststellung der Repräsentativität soll 

vorrangig die Zahl der tarifgebundenen Unter-

nehmen sowie der tarifgebundenen Arbeitneh-

mer maßgeblich sein.  

Die Frist beginnt erst mit dem Inkrafttreten der 

Neuregelungen am 1. April 2017 zu laufen. Die 

Überlassungshöchstdauer kann daher erstmals 

am 1. Oktober 2018 überschritten werden.  

Die Rechtsfolgen bei einem Verstoß gegen die 

Überlassungshöchstdauer sind gravierend. Ne-

ben der Versagung der Arbeitnehmerüberlas-

sungserlaubnis des Verleihers wegen Unzuver-

lässigkeit und der Verhängung einer Geldbuße 

gegen den Entleiher von bis zu EUR 30.000 

droht die Fiktion eines Arbeitsverhältnisses 

zwischen dem Entleiher und dem Leiharbeit-

nehmer. Das Arbeitsverhältnis bleibt nur dann 

mit dem Verleiher bestehen, wenn der Leihar-

beitnehmer von dem ihm eingeräumten Wider-
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spruchsrecht frist- und ordnungsgemäß Ge-

brauch macht.  

Mit diesem Widerspruchsrecht, das in Form 

einer sogenannten "Festhaltenserklärung" aus-

geübt werden muss, stellt der Gesetzgeber er-

hebliche bürokratische Hürden für die Praxis 

auf. So ist die Festhaltenserklärung nur wirk-

sam, wenn der Leiharbeitnehmer diese persön-

lich bei der für die Durchführung des AÜG zu-

ständigen Agentur für Arbeit vorlegt. Die Agen-

tur muss auf der Erklärung das Datum sowie die 

Identität des vor Ort anwesenden Leiharbeit-

nehmers vermerken. Hierdurch soll verhindert 

werden, dass Verleiher oder Entleiher nachträg-

lich ein Datum eintragen, das nicht dem tat-

sächlichen Tag der Erklärung entspricht. Zwar 

ist mit der Bundesagentur für Arbeit verabredet, 

dass dieses Verfahren unkompliziert und unbü-

rokratisch umgesetzt werden und keine strenge 

Prüfung stattfinden soll. Aufgrund der sehr 

knappen Fristen ist dies aber auch angezeigt. 

Denn zu ihrer Wirksamkeit muss die Erklärung 

spätestens am dritten Tag - wobei hier nicht klar 

definiert ist, ob damit Kalender-, Werk- oder 

Arbeitstage gemeint sind - nach der Vorlage bei 

der Agentur für Arbeit dem Ver- oder Entleiher 

zugehen. Die Verantwortung für die Übermitt-

lung der Erklärung an den Ver- oder Entleiher 

trägt der Leiharbeitnehmer. Unklar ist, wie Fäl-

le zu behandeln sind, in denen der Leiharbeit-

nehmer die Festhaltenserklärung ohne eigenes 

Verschulden (z.B. wegen Krankheit) nicht recht-

zeitig übermitteln kann. 

b) Equal Pay 

Der Equal-Pay-Grundsatz wird erheblich ver-

schärft. Eine dauerhafte Abweichung durch Ta-

rifvertrag wird zukünftig nicht mehr möglich 

sein. Von dem Grundsatz der Gleichheit der 

wesentlichen Arbeitsbedingungen kann grund-

sätzlich nur für die ersten neun Monate der 

Überlassung durch Tarifvertrag abgewichen 

werden. Darüber hinausgehende Abweichungen 

sollen nur möglich sein, wenn für das Arbeits-

verhältnis ein (Branchen-)Zuschlagstarifvertrag 

gilt, der nach einer Einarbeitungszeit von längs-

tens sechs Wochen eine stufenweise Heranfüh-

rung des Arbeitsentgelts an das vergleichbare 

tarifvertragliche Arbeitsentgelt in der Einsatz-

branche vorsieht. Für tarifgebundene Entleiher 

in der Metall- und Elektroindustrie existiert 

eine solche Regelung mit dem Tarifvertrag über 

Branchenzuschläge für Arbeitnehmerüberlas-

sung bereits. Danach wird bereits heute die ta-

rifliche Vergütung für Leiharbeitnehmer, gestaf-

felt nach der Einsatzdauer im Entleiherbetrieb, 

schrittweise erhöht.  

Kurzfristige Unterbrechungen des Einsatzes bei 

demselben Entleiher von weniger als drei Mo-

naten werden wie bei der Überlassungshöchst-

dauer nicht berücksichtigt. Die bei der Überlas-

sungshöchstdauer verbleibenden Gestaltungs-

möglichkeiten bestehen daher auch mit Blick 

auf die verschärften Equal-Pay-Regelungen.  

c) Verbot des Einsatzes von Leiharbeit-

nehmern als "Streikbrecher" 

Entleihern ist es zukünftig untersagt, Leihar-

beitnehmer in einem unmittelbar bestreikten 

Entleiherbetrieb als Streikbrecher einzusetzen. 

Bei einem Verstoß gegen dieses Einsatzverbot 

droht dem Entleiher die Verhängung eines Buß-

gelds von bis zu EUR 500.000. 

Ob diese Regelung den Grundsatz der "Kampf-

parität" verletzt und damit mit Art. 9 Abs. 3 GG 

unvereinbar ist, wird möglicherweise erst in 

einigen Jahren geklärt werden. Bis dahin sind 

von Arbeitskampfmaßnahmen bedrohte Entlei-

her gut beraten, sich an das Einsatzverbot zu 

halten, da Behörden und Gewerkschaften er-

wartungsgemäß sehr genau hinschauen werden, 

wie Leiharbeitnehmer in bestreikten Betrieben 

eingesetzt werden. 

Weiterhin zulässig bleibt es, Arbeiten statt in 

dem unmittelbar bestreikten Betrieb vorüber-

gehend in anderen Betrieben, die nicht vom 

Arbeitskampf betroffen sind, erledigen zu las-

sen. Auch in einem bestreikten Betrieb können 

Leiharbeitnehmer weiterhin eingesetzt werden, 

wenn diese ausschließlich Tätigkeiten abseits 

des Arbeitskampfes ausführen oder wenn sie 
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bereits vor Beginn des Arbeitskampfes im Be-

trieb des Entleihers tätig waren und während 

des Arbeitskampfes ihre bisherige Tätigkeit 

fortsetzen. In den beiden letztgenannten Fällen 

dürfen Leiharbeitnehmer aber von ihrem schon 

jetzt gesetzlich vorgesehenen Leistungsverwei-

gerungsrecht Gebrauch machen und die Tätig-

keit im unmittelbar bestreikten Entleiherbetrieb 

verweigern.  

d) Berücksichtigung von Leiharbeitneh-

mern bei Schwellenwerten 

Mit Ausnahme des § 112a BetrVG zählen Leih-

arbeitnehmer künftig bei allen betriebsverfas-

sungsrechtlichen Schwellenwerten mit. Dies gilt 

auch für das Europäische-Betriebsräte-Gesetz 

(EBRG). Leiharbeitnehmer sind daher z.B. bei 

der Bestimmung der Betriebsratsgröße und bei 

Freistellungen von Betriebsratsmitgliedern mit-

zuzählen.  

Auch bei den Schwellenwerten, die die Unter-

nehmensmitbestimmung betreffen, etwa nach 

dem Mitbestimmungsgesetz (MitbestG) oder 

dem Drittelbeteiligungsgesetz (DrittelbG), zäh-

len Leiharbeitnehmer künftig mit. Bei diesen 

Anwendungsschwellen kommt es jedoch darauf 

an, ob die Gesamtdauer des Entleihs sechs Mo-

nate übersteigt. Nur dann sind die Leiharbeit-

nehmer zu berücksichtigen. Hier lohnt ein ge-

nauer Blick auf die Personalzahlen, gerade bei 

Unternehmen, die bisher kurz vor dem Errei-

chen der relevanten 500er- bzw. 2.000er-

Schwelle stehen. 

2.2 Änderungen beim Einsatz auf der 

Grundlage von Werkverträgen 

Bisher konnte sich ein vermeintlicher "Auftrag-

nehmer" bei einem als Werk- oder Dienstver-

trag konzipierten Einsatz, der sich tatsächlich 

bereits von Beginn an oder im Laufe der Ver-

tragsbeziehung als Arbeitnehmerüberlassung 

darstellte (sogenannte verdeckte Arbeitnehmer-

überlassung) auf eine erteilte Arbeitnehmer-

überlassungserlaubnis berufen und so die Fikti-

on eines Arbeitsverhältnisses des Leiharbeit-

nehmers zum Auftraggeber verhindern. Diese 

Wirkung einer vorhandenen Arbeitnehmerüber-

lassungserlaubnis hatte das Bundesarbeitsge-

richt (BAG) erst im Juli 2016 ausdrücklich auch 

für den Fall einer verdeckten Arbeitnehmer-

überlassung bestätigt.  

Mit der Gesetzesänderung ist das Ende dieser 

sog. "Vorratsüberlassungserlaubnis" gekom-

men. Eine vorhandene Erlaubnis ist nur noch 

beachtlich, wenn der Vertrag, der dem Einsatz 

des Arbeitnehmers zugrunde liegt, von vornhe-

rein ausdrücklich als Arbeitnehmerüberlassung 

bezeichnet ist. Hierzu muss ein ausdrücklicher 

Hinweis im Überlassungsvertrag enthalten sein 

(sog. Kennzeichnungspflicht). Des Weiteren 

muss der Leiharbeitnehmer vor der Überlas-

sung darauf hingewiesen werden, dass er als 

Leiharbeitnehmer tätig werden soll. Außerdem 

müssen die einzelnen Leiharbeitnehmer vor der 

Überlassung bezeichnet werden (sog. Konkreti-

sierungspflicht).  

Bei einem Verstoß gegen diese Offenlegungs-

pflicht sind die Arbeitsverträge zwischen dem 

Verleiher und den Leiharbeitnehmern künftig 

unwirksam, und es wird ein Arbeitsverhältnis 

zwischen dem Entleiher und den Leiharbeit-

nehmern fingiert, wenn diese nicht von ihrem 

Widerspruchsrecht Gebrauch machen. Des Wei-

teren kommt die Verhängung eines Bußgelds 

gegenüber dem Verleiher und dem Entleiher in 

Betracht.  

Die Fiktion soll auch greifen, wenn der Vertrag 

in Unkenntnis der wahren Rechtslage als Werk- 

oder Dienstvertrag bezeichnet wurde. Die Ab-

grenzung zwischen Werkvertrag und Arbeit-

nehmerüberlassung ist aber sehr schwierig und 

gerade in Grenzfällen nicht immer sicher prog-

nostizierbar. Die Hauptkriterien der Abgren-

zung, nämlich die selbständige Organisation des 

Arbeitsablaufs (Eingliederung) und die Aus-

übung des arbeitsbezogenen Weisungsrechts 

durch das Einsatzunternehmen, werden durch 

eine Vielzahl weiterer Kriterien ergänzt. Bei 

diesen handelt es sich beispielsweise um: 
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• die Vereinbarung eines konkreten Leistungs-

gegenstands, 

• die selbständige Organisation der Leistungs-

erbringung, 

• die arbeitsteilige Zusammenarbeit des Fremd-

personals mit den Stammbeschäftigten, 

• den Einsatz des Fremdpersonals außerhalb 

des vereinbarten Leistungsgegenstands, 

• die Übernahme eines eigenen wirtschaftlichen 

Risikos, 

• die Anwendung eines Haftungsregimes oder 

• die Art der Vergütung. 

Entscheidend ist aber immer eine Gesamtbe-

trachtung in Form einer Abwägung aller Um-

stände des Einzelfalls. Da insofern ein erhebli-

cher Beurteilungsspielraum besteht, ist insbe-

sondere in den schwierigen Grenzfällen nicht 

abschätzbar, wie die Gerichte oder Behörden 

letztlich entscheiden werden. Der Werkunter-

nehmer ist daher, will er die bei verdeckter Ar-

beitnehmerüberlassung zukünftig drohenden 

Sanktionen vermeiden, gezwungen, Arbeitneh-

merüberlassungen anstelle von Werkverträgen 

zu vereinbaren.   

Die Praxisgruppe Arbeitsrecht von Hogan Lo-

vells hat ein Analyse-Tool entwickelt, um Ar-

beitnehmerüberlassungs- und Werkvertragsge-

staltungen besser voneinander abgrenzen zu 

können. Damit unterstützen wir Sie bei der vor 

dem 1. April 2017 teilweise dringend notwendi-

gen Prüfung von Verträgen über den Einsatz 

von Fremdpersonal in Ihrem Unternehmen 

gern. Sprechen Sie uns gern an. 

2.3 Beteiligungsrechte des Entleiher-

Betriebsrats bei Fremdpersonaleinsatz 

Die Informationsrechte des Entleiher-

Betriebsrats beziehen sich künftig auch auf den 

Umfang des Einsatzes, den Einsatzort und die 

Arbeitsaufgaben des Fremdpersonals. Der Be-

triebsrat kann in diesem Zusammenhang auch 

die Vorlage der Verträge, die dem Einsatz des 

Fremdpersonals zugrunde liegen, verlangen. So 

soll der Betriebsrat in die Lage versetzt werden, 

mögliche Rechtsverstöße beim Einsatz von 

Fremdpersonal, z.B. durch Scheinwerkverträge, 

besser erkennen zu können. Im Rahmen seines 

Beteiligungsrechts bei der Personalplanung 

kann der Betriebsrat zukünftig auch Informati-

onen über einen geplanten Fremdpersonalein-

satz fordern. 
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Patrick Ayad is a partner at Hogan Lovells based 

in our Munich office. He is highly regarded for 

his work in the areas of international contract 

drafting, global procurement and distribution, 

and regulatory issues such as environment and 

international trade.  

He advises global companies in the consumer 

goods and industrial sectors, including the au-

tomotive industry. Ayad heads the firm's global 

automotive industry sector group. 

 

Who will sell the connectivity services 

available in connected cars? 

Ayad: Traditionally, car manufacturers have 

not sold cars directly to the consumer, and this 

will continue to be the case. But in the future, 

car manufacturers will be selling connectivity 

services. For example, you could have an app on 

your mobile phone that allows you to remotely 

cool or heat the interior of your car before you 

get into it, lock or unlock your car from your 

home, look at the gas gauge, or park the car 

while standing next to it. The services are quite 

innovative, and they will become even more 

exciting going forward. And it’s a completely 

new business model and revenue stream for car 

manufacturers. 

Limited connectivity services already exist in 

most cars, such as the ability to place an emer-

gency call or access the internet. With these 

connectivity services increasingly coming into 

the picture, car manufacturers and major sup-

pliers are now trying to get this direct contact 

with the consumer. And they need consumer 

agreements that outline the terms associated 

with use of their cars’ connectivity services, 

which the consumer in turn has to accept.  

 

What role will automotive dealers play in 

the sale of these connectivity services? 

Ayad: Traditionally cars have been sold by 

dealers. That’s a somewhat sensitive issue — 

particularly in the U.S. — but also in other parts 

of the world, because you have franchise and 

distribution laws that protect the dealers. Car 

manufacturers will have to carefully navigate 

through these laws in order to be able to 

smoothly introduce this new business model. 

 

How does Hogan Lovells help clients deal 

with the legal challenges associated with 

connected car services? 

Ayad: We have automotive companies on the 

development and global rollout of the consumer 

terms associated with their connectivity ser-

vices. This involves reviewing the different con-

sumer laws in the various countries. In Europe, 

for example, we have harmonization for the sale 

of goods but not for the sale of services — so in 

every country the laws are different, but at the 

same time you want to achieve a high degree of 

consistency.  

We also work with the in-house business teams 

to describe the connectivity services in a way 

that’s legally enforceable and also understand-

dable. One real challenge is that these services 

are a moving target — simply because of innova-

tion. It’s really difficult to draft terms when you 

know that the services will be changing. You 

need to be quite innovative with how you draft 

the terms. We have a set of general terms that 

would apply to a basic business model. And 

then my recommendation is to have special 

terms in place for each of the connectivity ser-

vices. The annexes with the specific services will 

allow you to introduce a new service and state 

that there is a new document that addresses the 

new service only.  

Some of the connectivity services offered to con-

sumers are provided by third parties. The face 

to the customer is the car manufacturer, which 

purchases these services from the third party 

and passes them on to the consumer. The ser-

vice terms of the third-party product need to be 

somehow integrated into the consumer terms. 

Q&A Interview - Structuring the Consumer Terms for                                  
Connect Car Services 
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What are some of the best practices asso-

ciated with developing these consumer 

terms? 

Ayad: It’s important that our lawyers are very 

closely aligned with the developers and the 

company’s business side. The developers have 

so many ideas and these projects can’t just be 

structured from a business perspective. So we 

provide project management advice for a com-

pany internally and also when it comes time to 

rollout these services globally. There is a lot of 

coordination with the other law firms involved. 

 

What are some of the best practices asso-

ciated with rolling out new connectivity 

services? 

Ayad: When contemplating a rollout of connec-

tivity services, companies should first think 

about where in the world they want to introduce 

these services and conduct a feasibility study. 

This will help determine if there are roadblocks 

or other issues to consider and plan for. For 

example, we know that in some countries there 

are very strict data protection rules. It depends 

on your IT infrastructure system and how you 

set it up — where the data comes from, where it 

is processed, and whether there is a transfer if 

you process this data.  

If you are providing online services, you may 

run into difficulties regarding local telecommu-

nication laws. You might end up as a telecom-

munication provider if you provide certain 

communication services. We can help clients 

look into the local telecommunications regula-

tions. 

All of this has an impact on timing. If you need 

some telecommunication registration in another 

country, it might take some months before you 

can offer these services. You need to make sure 

that the law does not come in and disrupt your 

planned product launch.  

 

How will a consumer pay for and consent 

to these new consumer terms? 

Ayad: Consumers will have to register online. 

It’s a click-through process to accept the terms. 

We work with clients to draft the commercial 

terms and review the step-by-step process. We 

also help determine whether or not there are 

rules governing how a consumer can withdraw 

their consent. This process needs to be clear and 

transparent.  

 

 

Dr. Patrick Ayad, M. Jur. (Oxford) 
Partner 
Handels- und Vertriebsrecht, München 
T  +49 (89) 29012 216 
patrick.ayad@hoganlovells.com 
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South Africa has a very healthy automotive 

sector and certain of the major multinational 

OEM's such as Daimler, BMW, Toyota, 

Volkswagen, and Ford manufacture motor 

vehicles in South Africa for local sales and for 

exports. 

This brief overview will deal in particular with 

issues relating to exports of vehicles from South 

Africa, Government support for the South Afri-

can automotive sector, and recently announced 

additional and material major investments in 

South Africa by the OEM's. 

1. EXPORTS 

Vehicle exports from South Africa increased by 

21% in 2015.  

In monetary terms the value of automotive ex-

ports increased by R35.8 billion or 30.9%, to 

R151.5-billion in 2015, which automotive ex-

ports account for 14.6% of South Africa's total 

export earnings.  

Exports to Europe showed large gains in 2015, 

compared with those in 2014. 

2. SOUTH AFRICAN GOVERNMENT INI-
TIATIVES AND SUPPORT 

Government support for South Africa's automo-

tive industry currently constitutes the Automo-

tive Production and Development Program 

("the APDP"), which came into full effect at the 

beginning of 2013 and will continue until 2020, 

with the intention of it being renewed. 

The APDP was implemented to steer the auto-

motive industry towards producing 1.2 million 

vehicles a year by 2020. However, with the 

shrinking of the global economy, this target may 

likely need to be revised. 

The APDP has four key elements, namely: 

 stable and moderate import tariffs 

 a vehicle assembly allowance 

 a production incentive 

 an automotive investment allowance 

The volume assembly allowance offers a sliding 

scale, starting at 10% for 10 000 units and in-

creasing to 18% for 50 000 units. This allows for 

a percentage of the wholesale price of locally 

assembled vehicles to be rebated against the 

duty payable on imported components that are 

used in the production of vehicles. 

Further, under the APDP, a suitable capital in-

centive using the Automotive Incentive Scheme 

("AIS") will be provided for new entrants at less 

than 50 000-units-a-year threshold. The AIS 

returns up to 35% of qualifying investments to 

vehicle manufacturers as a tax free cash grant. 

The South African Department of Trade and 

Industry ("DTI") has also announced some re-

lief for the shrinking catalytic converter indus-

try. This relief will freeze the production incen-

tive ("PI") for catalytic converters at the pro-

posed 2017 phase down level of 65%. The PI, in 

the form of an import duty credit, incentivizes 

local value addition. The PI for catalytic con-

verters was 80% in 2012 and is scheduled to 

drop to 50% by 2020.  

Catalytic converters are manufactured from 

platinum, and the main sources of platinum are 

South Africa and Russia. Platinum producers in 

South Africa are currently exploring new tech-

nologies for the use of platinum, including for 

batteries used to power electric vehicles. 

3. INVESTMENTS BY OEM'S IN SOUTH 
AFRICA 

Significant new investments were announced in 

the local automotive sector in the second half of 

2015 and first half of 2016, as detailed below. 

BMW 

In November 2015, BMW SA announced that it 

would invest R6‑billion in its Rosslyn plant, in 

the Gauteng province, to produce the next-

generation X3 sports-activity vehicle for the 

local and export markets. The investment is 

believed to be the biggest to date in the South 

African automotive industry. More than R3 bil-

lion will be invested in new facilities and opera-

Automotive in South Africa 
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tions at the plant, while an additional R3 billion 

will be allocated to suppliers, launch costs and 

workforce training. 

While the US also produces the X3, BMW SA 

will shift its current export focus from the US to 

other markets, such as Europe, Australia, Japan 

and Korea. Component suppliers for the X3 are 

currently largely based in the US, which pro-

vides an opportunity to bring a number of them 

to South Africa. 

TOYOTA 

During May 2016, Toyota SA opened a new R6.1 

billion Fortuner and Hilux assembly line at its 

existing Prospecton plant in Durban. The as-

sembly line of the new Hilux and Fortuner, 

which share a platform, will reach 550 vehicles a 

day, once in full production. 

The Japanese manufacturer's plant in Durban 

will now be the second-largest Hilux and For-

tuner plant in the global Toyota group, after the 

Thailand site.  

Other models such as the Corolla, are manufac-

tured by Toyota in Durban. 

VOLKSWAGEN 

Volkswagen Group South Africa ("VWSA") an-

nounced in August 2015 that it planned to in-

vest an additional R4.5‑billion in its South Afri-

can operations over two years to expand its local 

offering and introduce new models to its local 

manufacturing line. The investment will include 
more than R3‑billion in production facilities 

and “quality”, about R1.5‑billion in local suppli-

er capacity and an estimated R22‑million for 

employee training and development. 

The VWSA investment is targeted for both local 

and export markets and is designed to increase 

plant capacity from the current 120 000 vehi-

cles a year to 160 000 vehicles a year, with op-

erations shifting from being a plant that manu-

factures predominantly right-hand-drive vehi-

cles to one that also produces left-hand-drive 

vehicles in “significant numbers”. Further, the 

plant will move from a two-shift, five-day opera-

tion to a three-shift, 24-hour, five-day opera-

tion.  

Thomas Schaefer, the Managing Director of 

VWSA, stated that owing to the strategic loca-

tion and potential of Africa as a future market 

for exports, as well as the security that the 

APDP provides for investors, ongoing invest-

ment in the company’s local manufacturing base 

is important. 

Meanwhile, VWSA has invested R120‑million in 

a new try-out press to improve manufacturing 

capabilities at its local facility. The new press 

will be used to ensure that the tools are pressing 

vehicle sheet-metal parts according to the re-

quired quality standards. 

Notwithstanding the emissions scandal that hit 

VWSA's global parent in late 2015, VWSA has 

announced that its planned investment in South 

Africa is not under threat and will not be affect-

ed by any cutback, with capital already flowing 

towards the upgrade and expansion of the South 

African plant. 

FORD 

After record high sales during 2015, with a 

10.4% increase year on year, Ford announced 

that it would invest an additional R2.5‑billion to 

build the new Everest sports-utility vehicle 

(SUV) at its Silverton assembly plant, in Preto-

ria. Part of the investment will also be directed 

towards assisting in the production of Ranger 

vehicles, with the plant currently running close 

to maximum capacity. This investment follows 

Ford's R3.4-billion investment since 2008, and 

is expected to create 1 200 new jobs at Ford and 

in its supply chain. The production of the Ever-

est will boost output at Ford’s Silverton facility 

from 74 000 units a year to 93 000 units by 

2017. 

Further, Ford South Africa indicated that it will 

invest R11.5‑million in the construction and 

operation of a new job-training and entrepre-

neurial development centre at its Silverton 

plant. 
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BEIJING AUTOMOTIVE INDUSTRIAL 

TRADING COMPANY ("BAIC") 

At the end of August 2016 the South African 

Industrial Development Corporation ("IDC") 

and BAIC announced the establishment of a 

new vehicle plant, to be located in the Coega 

Industrial Development Zone ("IDZ") near Port 

Elizabeth.  This investment is to form part of an 

$800 million investment, exclusive of land and 

buildings. 

The joint venture between the IDC and BAIC is 

to roll out in two phases with the first phase 

estimated at R4.25-billion and an installed ca-

pacity to manufacture 50 000 units a year. The 

second phase is planned to double the manufac-

turing capacity, 

The JV Plant should reach its 50 000 unit ca-

pacity by 2022 whilst phase 2 should be com-

pleted by 2027. 

 

 

 
Further, the IDC/BAIC investment is set to cre-

ate more than 2 500 jobs during the construc-

tion phase and 1000 people employed at the 

plant during Phase 1, with another 10 000 jobs 

to be created throughout the automotive value 

chain. 

The BAIC chairperson, Xu Heyi, said that the 

plant was central to the company's global ex-

pansion plans, with exports from South Africa 

to flow to sub-Saharan Africa and North Africa, 

and eventually into Europe. 

BAIC is China's fourth-largest automotive com-

pany by sales and revenue, generating more that 

$53-billion in revenue in 2015. 
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Africa is one of the world's fastest growing 

emerging markets. Working together as part of 

your team, Hogan Lovells will help you success-

fully navigate the continent’s unique business 

environments.  

We offer the full spectrum of legal services in 

Africa and regularly advise on large infrastruc-

ture and energy projects, multi-party PPP and 

project financing, complex Islamic financing, 

FINTEC, and private equity transactions speci-

fically for African investors. Clients appreciate 

our global team’s innovative and award-winning 

approach. 

We are committed to build business in Africa 

and we possess of more than 30 years of experi-

ence on the continent. We advise inbound, out-

bound, and pan-African clients on their strate-

gic goals. We understand the complexities of 

Islamic finance, DCM, FINTEC and have led 

private equity offerings specifically for African 

investors. 

Our unified global team has the know-how and 

cultural understanding to support from our 

global offices in Latin America, the U.S., Eu-

rope, Asia, the Middle East, and Africa. 

We work closely with law firms in 50 African 

countries and we are committed to make a posi-

tive impact on local communities by investing in 

social enterprise and in-country capacity build-

ing.  

Yes, we are brilliant at the law, but also passion-

ate about the continent. Choose Hogan Lovells 

as your legal partner for Africa. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Areas of Focus  

 Aviation Law 

 Education 

 Employment 

 International Trade and Investment 

 Privacy and Cybersecurity 

 Private Equity 

 Energy and Natural Resources 

 Infrastructure and Transportation 

 Insurance 

 Life Sciences and Healthcare 

 TMT 

 

 

Hogan Lovells in Africa  
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Integrated IP Enforcement in Europe 

How do you enforce your intellectual property 

rights? Where and when should you do so?  

For the IP reliant, global automotive industry 

our new guide with a focus on cross-border en-

forcement and online infringements provides 

key insight and helps shaping your own co-

herent strategy.   

If you take one thing away from our report… 

Europe may be an attractive destination for 

enforcement but each of the countries have dif-

ferent approaches at a national level.  

Use our guide to begin to consider your strate-

gy. 

If you want to read more about Integrated IP 

Enforcement in Europe, please contact:  

automotive@hoganlovells.com 

 
A driving force 

Global Automotive overview 

The automotive sector faces a wide range of 

challenges globally. Compliance with complex 

safety regulations. Concerns over environmental 

impact. Increases in costs of raw materials. 

Competition and antitrust issues. Intellectual 

property disputes and licensing arrangements. 

Privacy rights and connected vehicles.  

Hogan Lovells provides a unique perspective on 

these and other emerging issues of concern to 

the automotive industry. In an increasingly 

complex global market, we understand how vital 

it is for clients like you to anticipate, under-

stand, and respond quickly to such challenges. 

Our goal is to help you achieve a competitive 

advantage while minimizing risk. 

If you want to gain more insight on our Global 

Automotive capabilities, please contact:  

automotive@hoganlovells.com 

 

Publikationen 
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Unsere Commercial-Anwälte beobachten und kommentieren regelmäßig neue handels- und ver-

triebsrechtliche sowie regulatorische Gesetzgebungen. Wir haben für Sie einige Änderungen, die 

für die Automobilindustrie von Bedeutung sind, zusammengefasst. 

 

 

 

Dr. Patrick Ayad, M. Jur. (Oxford) 
Partner 
Handels- und Vertriebsrecht, München 
T  +49 (89) 29012 216 
patrick.ayad@hoganlovells.com 
 

 

 

Sebastian Schnell, LL. M. (London) 
Counsel 
Handels- und Vertriebsrecht München 
T  +49 (89) 29012 280 
sebastian.schnell@hoganlovells.com 
 

 

 

 

 

 

 

Dr. Florian Unseld, LL.M. (Sydney) 
Counsel 
Handels- und Vertriebsrecht, München 
T  +49 (89) 29012 280 
florian.unseld@hoganlovells.com 
 

 

 

Sabine Chromek, Maître en droit 
Associate 
Handels- und Vertriebsrecht München 
T  +49 (89) 29012 216 
sabine.chromek@hoganlovells.com 
 

 

 

 

Handels- und vertriebsrechtliche Rechtsprechung mit 
Relevanz für die Automobilindustrie 
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Hogan Lovells berät Daimler bei Erwerb 
von Taxi-App Hailo 

25. Oktober 2016 – Unter Leitung ihrer Partner 

Nikolas Zirngibl (München) und Jens Uhlen-

dorf (Düsseldorf) hat die internationale Wirt-

schaftskanzlei Hogan Lovells die Daimler AG 

beim Erwerb der britischen Taxi-App Hailo be-

raten.   

Unter dem Dach der Tochtergesellschaft Daim-

ler Financial Services bietet der Stuttgarter Au-

tomobilbauer diverse Mobilitätsdienste an, u. a. 

den Carsharing-Anbeiter car2go, die Mobilitäts-

App moovel und die 2014 übernommene Taxi-

Bestell-App mytaxi. Rund 40.000 Taxis in mehr 

als 40 Großstädten in Deutschland, Österreich, 

Spanien und Polen können über die Anwendung 

bestellt werden. Mit einem Marktanteil von 40 

Prozent ist mytaxi bei fast jedem zweiten Taxi in 

Deutschland im Einsatz. Die in London ansässi-

ge Hailo wurde 2011 gegründet und wird vor 

allem von Fahrgästen in britischen und irischen 

Großstädten, aber auch in Madrid, Barcelona 

und Singapur genutzt.  

 

Hogan Lovells für Daimler AG/mytaxi  

München:  

Dr. Nikolas Zirngibl (Partner), Peter Huber 

(Counsel), Isabella Kling (Associate, Gesell-

schaftsrecht/M&A); Falk Loose (Counsel, Steu-

er- und Bilanzrecht); 

Düsseldorf:  

Jens Uhlendorf (Partner), Daniel Dehghanian 

(Counsel), Johannes Lau (Associate, Gesell-

schaftsrecht/M&A); 

Madrid:  

Graciela Llaneza (Partner), Eduardo Pérez (Se-

nior Associate); Hugo Muñoz Sanchez, Inigo 

Olabarri Tamayo, Ignacio Martín Peñín (Associ-

ates, Gesellschaftsrecht/M&A); 

 

 

 

 

 

London:  

Keith Woodhouse (Partner), Sid Sethi, Hannah 

Wilson, Siddharth Rajkhowa (Associates, Ge-

sellschaftsrecht/M&A);Sahira Khwaja (Partner), 

Andrew Linch (Associate, gewerblicher Rechts-

schutz), Ed Bowyer (Partner, Arbeitsrecht); 

Beth Sheehan (Senior Associate, Arbeits-

recht/betriebliche Altersvorsorge); Mac 

Macmillan (Counsel), Lilly Taranto (Daten-

schutz, Senior Associate), Hannah Jackson, 

Matthew Ives (Associates, gewerblicher Rechts-

schutz/Datensicherheit); Gerard Tomnay (Seni-

or Associate, Immobilienwirtschaftsrecht). 

 

Daimler AG: 

Fabian Römer (Legal M&A and Cooperations) 

 

Dealmeldungen aus der Automobilindustrie 
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Hogan Lovells berät Mercedes-Benz Au-
to Finance bei erster ABS-Transaktion in 
China 

22. März 2016 – Diese Transaktion ist ein wei-

terer Meilenstein im chinesischen ABS Markt. 

Das Volumen der Transaktion ("Silver Arrow 

China 2016-1 Auto Loan Asset Backed Notes 

Trust") beläuft sich auf 2,5 Mrd. Renminbi (rd. 

342 Mio. Euro).  

"Wir freuen uns, dass wir nach knapp einein-

halb Jahren unseren Mandaten bei dieser an-

spruchsvollen Transaktion sowohl bei der Er-

stellung des Term Sheets als auch bei der eng-

lisch-chinesischen Vertragsgestaltung unter-

stützen konnten", sagte Dietmar Helms. 

 

Hogan Lovells für Mercedes-Bank Finance   

Kapitalmarktrecht: 

Dr. Dietmar Helms (Partner), Dr. Fugui Tan 

(Associate, Frankfurt);  Shengzhe Wang (Coun-

sel, München/Shanghai). 

Gesellschaftsrecht: 

Jun Wei (Partner), Kanyi Lui (Counsel, Peking). 
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What's Driving the Global Automotive 
Industry? 
30. Juni – 01. Juli 2016 in Mexiko 

 

Panels      

Shaping the Vehicles of Tomorrow: 

Technology, Electrification, Connectivity 

and Mobility     

Autonomous drive and incremental techno-

logies    

• Technology developments in the automo-

tive industry    

• Mexican trade secret law and patent law – 

what will change after the TPP comes into 

force in México?    

• Patentability of telemetry systems and re-

lated technology    

Cybersecurity    

• Regulations to force companies and organi-

zations to protect their systems, infrastruc-

ture and information from cyber-attacks    

• Enforcement possibilities against cyber-

crimes and cyber criminals     

Vehicle connectivity    

• Overview of Data Protection rules and pri-

vacy regulations    

• Data contracts with telecom companies 

    

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
Regulation in the Driver’s Seat:              

Recalls, Safety and Environment     

Regulations on recall of automobile products    

• Global update on recent regulations    

• Implementation of recall management 

guidelines    

Safety standards and regulations for motor ve-

hicles    

• Upcoming U.S. regulation on self-driving 

cars and its impact on the global automo-

tive sector    

• Regulatory trends on vehicle safety in the 

EU    

Fuel economy and emission regulations    

• Existing regulations requiring higher fuel 

economy standards in Mexico    

• Recent governmental discussions to de-

crease emissions in Mexico    

• Revision of Regulation NOM 044 to require 

new heavy-duty diesel vehicles to meet 

emission standards equivalent to those in 

the U.S. and EU    

• Update on fuel economy and emission 

trends and expected next steps in Mexico, 

the U.S. and the EU    

Veranstaltungen 

Rückblick 
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Steering the Business: Legal Develop-

ments, Daily Operations and Strategies 

for the Future     

Driving your automotive business and opera-

tions    

• Supply: sourcing from other countries    

• Production: manufacturing in México (by 

2020, every 4th vehicle will be produced in 

México)    

• Distribution: selling products in and out-

side México    

Collaborations among automotive companies    

• Trends on joint collaborations for product 

development and cost-efficiency    

• New guidelines for the exchange of infor-

mation and their impact on collaborations 

among automotive companies    

• Strategies to avoid unwanted disclosure of 

trade secrets    

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 
Alternative dispute resolutions    

• Status and use of arbitration in México    

• Tools and strategies to cost-effectively and 

confidentially resolve disputes    

Foreign Trade    

• Strategic Bonded Warehouse Regime in 

México – its general scope, requirements 

and tax benefits    

• Tax incentives through joint vehicle manu-

facturing    

• Transfer pricing in México for automotive 

industry and customs obligations consider-

ing IMMEX, Commercial Treaties like 

NAFTA and the EU, and import and export 

obligations   

 

If you have questions to this event please      

contact: automotive@hoganlovells.com 
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Are you in the driver’s seat? 

How the changing world of automotive 
technology will impact the horizon for 
investment and finance  
04. November 2016, New York 

The concept of mobility is experiencing unprec-

edented change, and along with it, tremendous 

opportunity for investment. 

Please join us on Friday, November 4th, for dis-

cussions regarding the impact of the develop-

ment and implementation of autonomous vehi-

cles on a variety of sectors in the wider econo-

my, with a particular focus on the new areas of 

financing and investment that will inevitably 

result from these changes.  

Our speakers include industry experts from NY 

DOT involved in smart city development and 

autonomous driving projects, and Hightower, 

the leading leasing and asset management plat-

form in the CRE Tech space, as well as Hogan 

Lovells partners in corporate, finance, commer-

cial, communications, privacy and cybersecuri-

ty, and regulatory practices. 

 

 

 

Panel discussion - The future of automo-

tive is today: trends, developments, op-

portunities, and threats  

• How will electrification of vehicles and new 

transportation models change mobility in the 

near future? 

• What are the biggest challenges, and opportu-

nities, of autonomous driving and connected 

vehicles? 

• How will cybersecurity risks be managed in a 

world where personal and commercial vehicles 

can be “hacked”? 

• What will the transition to fully autonomous 

vehicles mean for our communications infra-

structure? 

Following the panel we will have a discussion 

addressing the corporate and finance opportu-

nities in the connected cars and autonomous 

driving space, and on how billions of dollars of 

new demand for investment and financing will 

create new winners and losers. In particular, we 

will discuss:  

• Financing and investing in the new world of 

autonomous mobility 

• How changes in modes of transportation will 

impact real estate 

• Commercial transportation and infrastructure 

needs 

• Indirect impacts of autonomous mobility on 

other areas 

 

If you have questions to this event please      

contact: automotive@hoganlovells.com
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Destination China:  
What drives the automotive industry? 

29. November 2016, Beijing 

02. December 2016, Shanghai 

China's automotive sector is the largest in the 

world. It continues to grow rapidly and is evolv-

ing at lightning speed. To stay ahead, you need 

to anticipate what’s around the corner as chal-

lenges in China can come from all directions. 

Business in the fast lane 

The burning question is: which of the global 

trends is likely to impact the China market and 

present growth opportunities for the automotive 

industry?  

• Connected vehicles and autonomous driving: 

Is the automotive world prepared? 

• Electric vehicles and mobility services: What is 

the future business model of automotive com-

panies? 

• Global regulatory enforcement (antitrust, en-

vironment, safety): How have increased non-

compliance risks changed global investiga-

tions? 

• Protection of technology and brands across the 

globe: How can you protect your intellectual 

property in a global market? 

• Financial issues: How to finance and support 

the fast development of automotive compa-

nies? 

• No longer the world's only factory: Is China 

still the right place to assemble and manufac-

ture? 

• Investments outside China: What are the big-

gest challenges if you do automotive business 

in the US and Europe? 

A car culture has become part of the landscape 

in China, but with tie ups between auto manu-

facturers on the one hand and technology pro-

viders and internet heavyweights on the other, 

the market is undergoing a rapid transfor-

mation. We strongly believe that traditional 

automotive companies seeking to expand and 

thrive in this dynamic market need to work out 

how these trends will affect their China busi-

ness. 

We invite you to join us to learn more about 

how to benefit from these market changes and 

how to navigate the complex legal and commer-

cial challenges presented by the China market.  

Knowledge is power 

Hogan Lovells, The Boston Consulting Group 

and dun & bradstreet have joined forces to host 

half-day complimentary seminars in Beijing and 

Shanghai. 

Registration and breakfast will start 8:15 a.m., 

followed by the seminar program that is sche-

duled from 9 a.m. until around 12:30 p.m., fol-

lowed by a networking lunch. 

Featured speakers for the opening plenary ses-

sion are Dr. Gang Xu, Partner and Managing 

Director, Shanghai and Leader of the Automo-

tive Sector of The Boston Consulting Group in 

Greater China and Dr. Patrick Ayad, Head of the 

Global Automotive Industry Sector Group of 

Hogan Lovells. 

The plenary session will be followed by interac-

tive panel discussions. 

 

If you have questions regarding this event 

please contact: automotive@hoganlovells.com 

Veranstaltungen 

Ausblick 
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Unser Beratungsangebot umfasst 

• Arbeitsrechtliche Beratung  

(Verhandlung von Betriebsvereinbarungen, 

Tarifverträgen und betrieblichen Bündnis-

sen, Vertretung in Einigungsstellen und 

Prozessen, Re-strukturierung, Personalab-

bau und Outsourcing) 

• Gesellschaftsrecht  

(u.a. Kapitalmaßnahmen, Aktienoptions-

pläne, Corporate Governance) 

• M&A  

(einschließlich öffentlicher Übernahmen) 

• Maßnahmen zur Liquiditätserhaltung (z. B. 

Cash Pools) und öffentliche Fördermittel 

• Einführung und Umstrukturierung von 

Vertriebssystemen einschließlich Vertriebs-

kartellrecht 

• Einkaufs- und Kundenverträge sowie Quali-

tätssicherungs- und Gewährleistungsver-

einbarungen 

• Entwicklungs- und Kooperationsverträge 

(einschließlich Joint Ventures und strategi-

scher Allianzen) 

Branchenkompetenz durch Praxis 

Unser umfassendes Branchenwissen kommt aus 

der Praxis. Weltweit vertrauen uns Mandanten 

der Automobil- sowie der automobilnahen In-

dustrie einschließlich Fahrzeughersteller (O-

EMs), Zulieferer in den verschiedenen Liefer-

stufen bis hin zu First Tier Suppliern, Service-

unternehmen mit Schwerpunkt Vertrieb sowie 

im Aftermarket tätige Serviceunternehmen. Wir 

beraten regelmäßig Hersteller und Automobil-

unternehmen zu ihren Vertriebsnetzen in Euro-

pa, den USA, in Asien und im Nahen Osten. 

Ein zuverlässiger Partner 

Als internationale Full-Service Kanzlei beraten 

wir praxisgruppenübergreifend, branchenfokus-

siert und über die Landesgrenzen hinweg zu 

allen sektorbezogenen Fragestellungen. Unser 

unternehmerischer Ansatz und unsere Bran-

chenexpertise sind dabei von entscheidender 

Bedeutung. 

 

• Know-how- und Wettbewerbsschutz  

• Grenzüberschreitende Verträge und Fragen 

des internationalen Kauf- und Handels-

rechts (etwa UN-Kaufrecht, Incoterms) 

• Marken-, Design- und Wettbewerbsrecht 

• Patentrecht (einschließlich Arbeitnehmerer-

finder- und Lizenzvertragsrecht) 

• Produkthaftung und Produktsicherheit 

(einschließlich Rückrufe) 

• Prozessführung, Schiedsverfahren und al-

ternative Methoden der Streitbeilegung 

• Regulatorische Vorgaben, insbesondere 

europa-rechtliche Vorgaben und deren na-

tionale Umsetzung  

(z. B. Altfahrzeugverordnung und REACH) 

• Restrukturierung und Insolvenzrecht 

• Sektorbezogene Kartell- und Konzentra-

tionsverfahren 

• Steuer- und Bilanzrecht, insbesondere bei 

Restrukturierungen, Sanierungen und al-

ternativen Finanzierungsmöglichkeiten 

• Compliance (präventiv/repressiv)

Hogan Lovells Industriegruppe Automotive  

Unsere Expertise im Automobilsektor - Überblick 
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Hogan Lovells Industriegruppe Automotive 

Eine Auswahl unserer Referenzen 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

   

   

Handels- und Vertriebsrecht 
  

 Beratung von Daimler bei 

der Einführung der Konnekti-

vitätsdienstleistungen "Mer-

cedes me connect" in Europa 

 Beratung mehrerer welt-

weit führender Automo-

bilunternehmen zu ver-

schiedenen Einkaufs- und 

Lieferbeziehungen nebst Ver-

tragsdokumentation, zu welt-

weiten Vertriebsnetzen, zu  

Aftersales sowie zu regulatori-

schen Fragen  

 

Arbeitsrecht/ 
Betriebliche Altersvorsorge 
  

 Strategische und operative 

Beratung eines internatio-

nalen Automobilzuliefe-

rers bei Umstrukturierung 

der europäischen Vertriebs-

gesellschaften einschließlich 

Fragen zur grenzüberschrei-

tenden Verschmelzung 

 Beratung eines deutschen 

Automobilherstellers zu 

individualarbeits- und kol-

lektivarbeitsrechtlichen 

Themen 

 Gesellschaftsrecht/M&A 

  

 Beratung von Daimler AG 

beim Zusammenschluss 

der Taxi-Plattformen My-

Taxi und Hailo 

 Beratung von FlixBus 

beim Zusammenschluss 

mit MeinFernbus, bei der 

Übernahme der Megabus-

Plattform und bei der 

Übernahme der Postbus-

Plattform 

 

 

Gewerblicher Rechtsschutz 
  

 Beratung eines amerikani-

schen Autoherstellers zu 

"connected cars" sowie daten- 

und telekommunikationsrecht-

lichen Fragen in Europa 

 Umfassende Beratung von 

Skoda im IP-Recht u.a. zu 

Themen wie der Ausgestaltung 

von TV Werbespots 

 

 

 

Bank- und 
Kapitalmarktrecht 
  

 Beratung der Mercedes-

Benz Bank AG bei der 

Verbriefung eines Portfo-

lios von deutschen Auto-

mobildarlehen i.H.v 1,1 

Mrd. Euro. 

 Beratung der Sixt Leasing 

AG bei der Verbriefung von 

Leasing- und Restwertforde-

rungen zur Refinanzierung 

der Leasingfahrzeugflotte. 

 

Kartell- und 
Wettbewerbsrecht 
  

 Beratung von Ford Motor 

Company bei der Durchset-

zung möglicher Schadenser-

satzansprüche gegen diverse 

Autozulieferer-Kartelle 

 Kartell- und Fusionsrechtli-

che Beratung von FlixBus 

bei der Fusion mit         

MeinFernbus sowie bei der 

Übernahme von Teilen des 

Europageschäfts von Mega-

bus Europe 

 

Konfliktlösung und  
Produkthaftung 
  

 Beratung eines weltweit füh-

renden LKW-Herstellers 

zu möglichen Produktsi-

cherheitsproblemen 

 Beratung eines führenden 

Kraftfahrzeugherstellers 

in einer Lieferkettenstreitig-

keit gegen einen Lieferanten 

 

Restrukturierung und  
Insolvenzrecht 
  

 Beratung zur Restrukturie-

rung eines Automobil-     

zulieferers über eine      

doppelnützige Treuhand-

struktur 

 Beratung von Honeywell 

bezüglich Restrukturierung 

und Insolvenzszenarien       

einiger Zulieferer 

 

 

Compliance und 
Regulatory 
  

 Beratung und Unterstüt-

zung eines internationalen 

Zulieferers bei der      

Aktualisierung der        

globalen "Anti-Corruption       

Policy" und entsprechen-

der Prozesse 

 Beratung mehrerer Au-

tomobilhersteller im 

Zusammenhang verschie-

dener Emissionsuntersu-

chungen in Europa 
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 Dr. Steffen Steininger, M.iur. (Oxford) 

Partner, München 

T  +49 (89) 29012 278 

steffen.steininger@hoganlovells.com 

Handels- und Vertriebsrecht / 

Regulatory 
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Kapitalmarktrecht 

 
Prof. Dr. Michael Schlitt 
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Kartellrecht und Wettbe-

werbsrecht 
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